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Die in der vorliegenden Veröffentlichung enthaltenen 
Informationen und Meinungen sind die der Verfasser*innen 
und geben nicht notwendigerweise die Auffassung der 
Europäischen Kommission wieder. Weder die Europäische 
Kommission noch Personen, die in ihrem Namen handeln, 
sind für die Verwendung der hierin enthaltenen 
Informationen verantwortlich. 



 

 

 

Diese Veröffentlichung wird unterstützt durch das EU-Programm Bürgerinnen und 

Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte (2021-2027). 

Dieses Programm wird von der Europäischen Kommission umgesetzt. Sein Ziel ist 

es, einen Beitrag zur Weiterentwicklung eines Raums zu leisten, in dem die 

Gleichstellung und die Rechte von Personen – wie sie im Vertrag, in der Charta und 

in internationalen Menschenrechtsübereinkommen verankert sind – gefördert und 

geschützt werden. 

Weitere Informationen unter: https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/find-

funding/eu-funding-programmes/citizens-equality-rights-and-values-programme_de 
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Einleitung 

Im Rahmen des EU-Programms für gegenseitiges Lernen fand am 18. und 

19. November 2021 ein gut besuchtes Online-Seminar statt, das sich mit dem 

aktuellen Themenkomplex der Geschlechtergleichstellung, der psychischen 

Gesundheit und des Gender Mainstreaming in der Gesundheitspolitik befasste. Es 

wurde gemeinsam von Tschechien und Schweden veranstaltet und vereinte elf 

weitere Mitgliedstaaten sowie Vertreter*innen der Europäischen Kommission und 

des Europäischen Instituts für Gleichstellungsfragen (EIGE). 

Die Vertreterin der Europäischen Kommission stellte in ihren Begrüßungsworten 

fest, dass die Erfahrungen der Menschen mit der Gesundheitsversorgung und der 

Zugang zu dieser je nach Geschlecht abweichen. Im Geschlechtervergleich weisen 

Frauen in Europa einen weniger guten Gesundheitszustand auf, und die 

Doppelbelastung in Familie und Beruf beeinträchtigt tendenziell ihre körperliche und 

geistige Gesundheit. Geschlechtsspezifische Ungleichheiten im Gesundheitsbereich 

müssen analysiert und angegangen werden, um die Geschlechtergleichstellung 

voranzutreiben. Das EU4Health-Programm ist eine der ehrgeizigen Maßnahmen der 

EU im Hinblick auf die COVID-19-Pandemie. Über den unmittelbaren Krisenkontext 

hinaus zielt es auf die Resilienz der Gesundheitssysteme im Allgemeinen ab. Im 

Rahmen des dritten Gesundheitsprogramms unterstützt die EU die Mitgliedstaaten 

zudem bei der Behandlung von Fragen der psychischen Gesundheit. 

Martina Štĕpanková, stellvertretende Ministerin für Arbeit und Soziales der 

Tschechischen Republik, wies in ihrer Eröffnungsrede darauf hin, dass die 

Pandemie auch für die psychische Gesundheit nicht folgenlos geblieben ist und 

dass Frauen am stärksten gefährdet sind. Die Regierung hat im März 2021 eine 

neue Zehn-Jahres-Strategie zur Gleichstellung der Geschlechter verabschiedet, die 

erstmals geschlechtsbezogene Aspekte im Zusammenhang mit Beschäftigung, 

Bildung, Sicherheit und Gesundheit übergreifend berücksichtigt. Mit Unterstützung 

des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) setzt die Regierung einen 

multidisziplinären Ansatz für die psychische Gesundheit um, bei dem die 

Geschlechtergleichstellung eine durchgehende Komponente bildet. 

In ihren Begrüßungsworten an die Teilnehmer*innen erinnerte Lenita Freidenvall, 

Direktorin der Abteilung für Geschlechtergleichstellung im schwedischen 

Arbeitsministerium, daran, dass sich die schwedische Regierung dazu verpflichtet 

hat, die Gleichstellung der Geschlechter in den Mittelpunkt aller Entscheidungen zu 

rücken. Das gilt auch für das Gesundheitswesen. Die Regierung ist besorgt über die 

Häufung psychischer Probleme bei Kindern und Jugendlichen und die 

Auswirkungen übermäßiger Nutzung des Internets und der sozialen Medien. Diese 

Problematik hat in der COVID-19-Pandemie zusätzlich an Bedeutung gewonnen. 

Die Regierung betreibt ein breites Spektrum von Aktionen mit einer klaren Gender-

Perspektive, um geschlechterdifferenzierte Maßnahmen auf den Weg zu bringen. 

https://ec.europa.eu/health/funding/eu4health_de


Zusammenfassung 

 

Online-Seminar zur psychischen Gesundheit, 18.-19. November 2021 2 

 

1.  Bewährte Verfahrensbeispiele aus 

Schweden  

1.1  Regierungsinitiativen mit geschlechtsspezifischer 

Perspektive im Bereich Digitalisierung und psychisches 

Wohlbefinden 

Cecilia Asklöf und Frida Randén von der Abteilung für Geschlechtergleichstellung 

des Arbeitsministeriums stellten vier bewährte Verfahren vor zum Thema 

geschlechterdifferenzierte Dimensionen in Forschung, Politik und 

Programmmaßnahmen zur Bewältigung zunehmender psychischer 

Gesundheitsprobleme junger Menschen im digitalen Zeitalter. 

Der schwedische Medienrat hat den Auftrag, Kinder und Jugendliche vor 

schädlichen Auswirkungen der Medien zu schützen und führt dazu regelmäßige 

Studien durch. 2019 befragte er Kinder und Jugendliche, um geschlechtsspezifische 

Aspekte des digitalen Konsums und die Eigenwahrnehmung von Auswirkungen auf 

die psychische Gesundheit zu untersuchen. Es bestätigte sich, dass das Internet 

nicht nur Chancen, sondern auch Gefahren birgt. Es offenbarten sich ausgeprägte 

geschlechtsspezifische Unterschiede in Bezug auf die Risiken: Mädchen leiden eher 

an Angst- und Stresssymptomen, und ältere Mädchen weisen ein höheres 

Stressniveau auf. Darüber hinaus geht eine intensive Mediennutzung (mehr als fünf 

Stunden täglich) sowohl bei Jungen als auch bei Mädchen eindeutig mit einer 

Beeinträchtigung des psychischen Wohlbefindens einher. Wenn Kinder häufig auf 

das Gespräch mit den Eltern zählen können, sportlichen Betätigungen nachgehen 

und sich regelmäßig mit Freund*innen treffen, berichteten sie seltener von 

Befindlichkeitsstörungen. Andererseits sind Kinder aus einkommensschwachen 

Familien oder Kinder, bei denen beide Elternteile im Ausland geboren sind, 

augenscheinlich stärker gefährdet. Diesbezüglich bedarf es jedoch weiterer 

Untersuchungen, um die Zusammenhänge besser zu ergründen. 

Im Vierjahresabstand wird ein „Politik- und Aktionsplan Jugend“ verabschiedet. Die 

Ausgabe 2021-2024 legt einen starken geschlechtsspezifischen Fokus auf 

psychische Gesundheit und soziale Inklusion, kombiniert mit Initiativen für mehr 

Forschung und Investition im Bereich psychische Gesundheit und Suizidprävention. 

Die Ombudsstelle für Kinder nimmt derzeit eine Bestandsaufnahme des 

Pornografiekonsums und dessen Auswirkungen auf die psychische Gesundheit 

junger Menschen vor. Die Regierung hat darüber hinaus einen neuen Lehrplan für 

eine „umfassende Sexualerziehung“ (CSE) ausgearbeitet, der im Herbst 2022 

eingeführt werden soll. Er zeichnet sich durch eine ganzheitliche Betrachtung von 

Sexualität, Einvernehmen und Beziehung aus und gilt als eines der wichtigsten 

Instrumente, um den negativen Auswirkungen von Pornografie und sexueller 

Belästigung – ob im Internet oder im wirklichen Leben – entgegenzuwirken. 

https://www.statensmedierad.se/ovrigt/about-the-swedish-media-council
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1.2  Digitale Medien und Geschlechtergleichstellung im 

Hinblick auf die psychische Gesundheit von 

Jugendlichen 

Sofia Lindbom von der schwedischen Gleichstellungsbehörde lieferte einen 

Überblick über den schwedischen Länderkontext und die Bedeutung des Themas 

angesichts der Zunahme psychischer Leiden bei jungen Menschen – insbesondere 

Mädchen. Dabei ging sie auch auf geschlechtsbezogene Unterschiede hinsichtlich 

der Ausprägung psychischer Erkrankungen ein. Die Kausalzusammenhänge 

zwischen psychischen Erkrankungen und dem digitalen Umfeld sind indes noch 

nicht ausreichend erforscht. Lindbom verwies auf die sozio-ökonomischen 

Einflussfaktoren der psychischen Gesundheit und die notwendige Fokussierung auf 

die Rechte der Kinder in Übereinstimmung mit der UN-Konvention über die Rechte 

des Kindes und insbesondere mit dem allgemeinen Kommentar Nr. 25 (Absatz 30) 

zu Kinderrechten im digitalen Umfeld. Das schwedische Verfahrensbeispiel stellt 

einen wichtigen Schritt dar, doch nun gilt es, die Forschungsergebnisse in politische 

Strategien und Regelwerke, pädagogische Interventionen und Abhilfemaßnahmen 

zu übertragen. Von entscheidender Bedeutung ist auch die kontinuierliche 

Evaluierung der Politikmaßnahmen und Programme. 

2.  Das bewährte Verfahrensbeispiel der 

Tschechischen Republik 

2.1  Gender Mainstreaming bei Maßnahmen im Bereich der 

psychischen Gesundheit 

Lucie Hradecká und Tereza Zvolská von der tschechischen Regierungsstelle für 

Geschlechtergleichstellung präsentierten bewährte Verfahren im Hinblick auf die 

Einbindung von Gender Mainstreaming in die Gesundheitspolitik, unter besonderer 

Berücksichtigung der psychischen Gesundheit. Seit 2013 ist in Tschechien eine 

Reform der psychischen Gesundheitsfürsorge im Gang, doch erst mit der aktuellen 

Gleichstellungsstrategie 2021-2030 findet auch die Geschlechterperspektive 

Berücksichtigung. Auch der nationale Aktionsplan für psychische Gesundheit 2020-

2030 enthält erstmals geschlechterdifferenzierte Maßnahmen. Die Abteilung für 

Geschlechtergleichstellung des Arbeitsministeriums vernetzte sich mit 

genderbewussten Teams im Gesundheitsministerium und bezog dieses in das 

Begutachtungsverfahren ein, bevor der Regierung Maßnahmenvorschläge 

unterbreitet wurden. Die Förderung einer solch engen Zusammenarbeit zwischen 

der Abteilung für Geschlechtergleichstellung und dem Gesundheitsministerium dient 

dem übergeordneten Ziel, qualitativ hochwertige Dienstleistungen sicherzustellen, 

die auf die Menschenrechte von Frauen und Männern Bedacht nehmen. 

Zu den Schwerpunktbereichen gehören die Deinstitutionalisierung und 

Entstigmatisierung der Gesundheitsversorgung bei psychischen Erkrankungen. 

Dafür sollen vor allem integrative, gemeindebasierte Konzepte zum Tragen kommen 

https://tbinternet.ohchr.org/_layouts/15/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CRC/C/GC/25&Lang=en
https://www.vlada.cz/assets/ppov/rovne-prilezitosti-zen-a-muzu/Aktuality/Gender-Equality-Strategy-2021-2030.pdf
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und in den Betreuungseinrichtungen das Bewusstsein für geschlechtsspezifische 

Diskrepanzen und sozial bedingte Gesundheitsfaktoren gestärkt werden. Ebenfalls 

auf der Agenda stehen die Bewältigung der Doppelbelastung von Frauen durch 

Erwerbs- und Betreuungsarbeit, der Ausbau der Krisenhilfe für Opfer 

geschlechtsbezogener Gewalt und die Verbesserung der Arbeitsbedingungen im 

Gesundheitswesen, insbesondere von Hebammen/Entbindungspflegern. Der ESF+ 

spielt eine maßgebliche Rolle in der Mittelbereitstellung für die 

Programmumsetzung. Ein Pilotprojekt sieht Workshops mit Arbeitgeber*innen zum 

Thema Telearbeit und psychische Gesundheit unter Berücksichtigung der 

Geschlechterperspektive vor. Ferner wird eine Informationsbroschüre für 

Gesundheitsdienstleistende über die geschlechtsspezifischen Aspekte der 

psychischen Gesundheit herausgebracht. 

2.2  Bewertung des tschechischen Ansatzes zum 

Mainstreaming der psychischen Gesundheit 

Iva Šmidová von der Masaryk-Universität und Elena Tulupova von der Karls-

Universität skizzierten den Kontext der tschechischen Reformen. Sie betonten, dass 

die neuen Strategien gegenüber älteren, in der Sowjet-Ära fußenden, medizinischen 

und institutionellen Modellen im Bereich der psychischen Gesundheit eine 

innovative Neuausrichtung darstellen. Die Berücksichtigung einer Patient*innen-

zentrierten, integrativen und geschlechterdifferenzierten Perspektive in der Politik für 

psychische Gesundheit ist angesichts der hierarchischen Strukturen in der 

Ärztinnen- und Ärzteschaft sowie aufgrund der begrenzten Ressourcen für 

Gleichstellungsinitiativen eine besondere Herausforderung. In Zukunft wird es 

wichtig sein, eine intersektionale Perspektive einzubeziehen, sich mit anderen 

Institutionen und der Zivilgesellschaft abzustimmen und das 

Gleichstellungsbewusstsein von Politikverantwortlichen und Fachkräften des 

Gesundheits- und Sozialwesens weiter zu forcieren. Ein nachhaltiger finanzieller 

und struktureller Unterbau ist ebenfalls unerlässlich. 

3.  Aktuelle EU-Studien zu digitaler Nutzung, 

psychischer Gesundheit und 

Geschlechtergleichstellung  

3.1  Länderübergreifende Ergebnisse aus der „EU Kids 

Online“ Datenbank  

Monica Barbovschi vom Institut für Soziologie der Rumänischen Akademie der 

Wissenschaften präsentierte die Ergebnisse der jüngsten Umfrage von EU Kids 

Online (2018-2020), die in 19 Ländern unter Kindern im Alter von 9-16 Jahren 

durchgeführt wurde. Ein weiterer Bericht befasst sich mit den Erfahrungen 

Jugendlicher mit sexuellen Nachrichten im Internet. Die Erhebung beruht auf einer 

gemeinsamen Methodik, die sich auf eine Risikobewertung und eine Reihe von 

https://www.eukidsonline.ch/files/Eu-kids-online-2020-international-report.pdf
https://www.eukidsonline.ch/files/Eu-kids-online-2020-international-report.pdf
https://www.researchgate.net/publication/355350308_Young_people's_experiences_with_sexual_messages_online_Prevalence_types_of_sexting_and_emotional_responses
https://www.researchgate.net/publication/355350308_Young_people's_experiences_with_sexual_messages_online_Prevalence_types_of_sexting_and_emotional_responses
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Indikatoren für die psychische Gesundheit in Bezug auf emotionale Reaktionen, die 

Wahrnehmung von Gleichaltrigen und das familiäre Umfeld konzentriert. Diese 

Methode beruht auf Selbstauskünften ohne klinische Begutachtung. Sie erfasst 

exzessive Internetnutzung und untersucht, in welchem Maße Kinder schädliche 

Inhalte und sexuelle Bilder ansehen bzw. wie sie mit dem Erhalt sexueller 

Nachrichten umgehen. Die Zahl der Kinder, die anhand einer Reihe von Kriterien 

eine exzessive Nutzung angeben, ist relativ gering und bleibt im zeitlichen Verlauf 

unverändert. Darüber hinaus zeigen sich keine signifikanten 

geschlechtsspezifischen Unterschiede. Allerdings reagieren Mädchen auf den Erhalt 

sexueller Nachrichten mit einer deutlich höheren Besorgnis als Jungen. Mobbing 

steht in engem Zusammenhang mit dem Gefühl von Unsicherheit in der Schule und 

dem Erhalt unerwünschter sexueller Anfragen. Weitere Forschungsarbeiten sind 

erforderlich, um zu eruieren, warum einige Kinder – insbesondere Mädchen – 

angesichts negativer Online-Erfahrungen einen Mangel an Unterstützung erfahren 

und welche Auswirkungen dies auf den Aufbau von Widerstandsfähigkeit, die 

Politikgestaltung und Gesetzesinitiativen zum Schutz der Kinderrechte hat. 

3.2  Psychische Gesundheit und Geschlechtergleichstellung: 

Ergebnisse des EIGE-Gleichstellungsindex 2021 

Blandine Mollard vom Europäischen Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE) 

erläuterte die wichtigsten Erkenntnisse aus dem EIGE Gleichstellungsindex 2021, 

wobei der thematische Schwerpunkt in diesem Jahr auf Gesundheit liegt. 

Geschlechternormen und das Gender-Verhältnis beeinflussen die psychische 

Gesundheit in vielfacher Hinsicht. Das psychische Wohlbefinden von Frauen ist 

durchwegs niedriger als das von Männern, wobei das Gefälle bei jüngeren Frauen 

(18-24 Jahre) am stärksten ausgeprägt ist. In der EU leiden etwa 20 % der Frauen 

und 18 % der Männer an psychischen Störungen, was insgesamt der Bevölkerung 

Frankreichs entspricht. Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf das 

psychische Wohlbefinden waren dramatisch, und die Folgen werden wahrscheinlich 

über die COVID-19-Pandemie hinaus andauern. Es besteht ein eindeutiger 

Zusammenhang zwischen geschlechtsbezogener Gewalt und psychischer 

Gesundheit: Traditionelle Männlichkeitsnormen verringern die Bereitschaft, Hilfe in 

Anspruch zu nehmen; die Unzufriedenheit mit dem eigenen Körperbild, 

insbesondere bei heranwachsenden Mädchen, wirkt sich auf die psychische 

Gesundheit aus; und die Belastung der Frauen durch unbezahlte Pflegearbeit ist 

ebenfalls ein wichtiger Faktor für die psychische Gesundheit. Durch mangelnde 

Vorbereitung, einen traumatisierenden Arbeitsalltag, Überlastung und die Angst vor 

Ansteckung hat auch die psychische Gesundheit der überwiegend weiblichen 

Pflegekräfte dramatisch gelitten. Es gilt, geschlechtsspezifische und intersektionale 

Perspektiven in die psychosozialen Gesundheitsdienste einzubeziehen. Hierin liegt 

ein zentrales Erfordernis der COVID-19-Wiederaufbaupläne. 

https://eige.europa.eu/news/gender-equality-index-2021-fragile-gains-big-losses
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4.  Situation in den übrigen teilnehmenden 

Staaten1 

In Belgien erhielt die psychische Gesundheitsfürsorge im Zuge einer grundlegenden 

Reform 2010 eine verstärkte Ausrichtung auf die gemeindenahe Versorgung. Die 

Reform zielte nicht spezifisch auf die Eindämmung geschlechtsspezifischer 

Ungleichheiten in der psychischen Gesundheitsfürsorge ab, obwohl neue 

Politikentscheidungen in Belgien generell dem Gender Mainstreaming unterliegen. 

Es gibt einige unabhängige Berichte über den Zusammenhang zwischen der 

Nutzung des Internets und sozialer Medien und dem psychischen Wohlergehen, 

darunter die Untersuchung von EU Kids Online, die geschlechterdifferenzierte Daten 

für die Region Flandern ausweist. Ähnlich wie in Schweden liefern die Daten 

Hinweise darauf, dass Jungen und Mädchen gleichermaßen von Online-Risiken 

betroffen sind, dass Mädchen jedoch häufiger Inhalte mit Bezug zu Essstörungen 

aufrufen und eher Opfer von Cyber-Mobbing werden. Jungen hingegen werden 

häufiger mit sexuellen Inhalten konfrontiert. Ähnlich wie die Initiativen in Tschechien 

zielt die belgische Reform der psychologischen Versorgungsangebote darauf ab, die 

stationäre Betreuung zugunsten multidisziplinärer aufsuchender Teams zu 

verringern. Die Nutzer*innen sollen selbst wählen können, in welchem Rahmen die 

Behandlung stattfindet. Belgien hat zudem eine Reihe von Initiativen zur 

Entstigmatisierung der psychischen Gesundheit ergriffen und Hilfseinrichtungen für 

Opfer sexueller Gewalt sowie Familienrechtszentren geschaffen. 

In Deutschland ist die psychische Gesundheitsfürsorge relativ ganzheitlich 

ausgeprägt. Die Einbeziehung von Patient*innenvertretungen ist gang und gäbe. 

Dennoch bleibt eine beträchtliche Anzahl psychischer Störungen aufgrund von 

Stigmata oder weil Betroffene ihre Erkrankung nicht erkennen, unbehandelt. Ein 

standardisierter, niedrigschwelliger Test zur Steigerung des Behandlungserfolgs 

könnte möglicherweise zu einer geschlechtergerechteren psychosozialen 

Versorgung beitragen. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat in 

jüngster Zeit Initiativen ergriffen, um das Verständnis für die 

geschlechtsspezifischen Aspekte der Gesundheitsversorgung zu verbessern. Es 

wäre außerdem wichtig, dass die Behandlungsrichtlinien die 

Geschlechterperspektive in vollem Umfang berücksichtigen. Zwar existieren Daten 

zur Mediennutzung und deren Auswirkungen auf die psychische Gesundheit, die 

ursächlichen Zusammenhänge sind jedoch noch ungeklärt. Die lehrplanbasierte 

„umfassende Sexualerziehung“ nach schwedischem Vorbild ist potentiell auch für 

Deutschland sinnvoll, zumal der Schwerpunkt der Sexualerziehung hierzulande 

nach wie vor auf biologischen Aspekten liegt. Kinder und Jugendliche, die am 

meisten von schädlichen Auswirkungen der Digitalisierung bedroht sind, kommen 

häufig aus Familien, in denen Vernachlässigung oder Missbrauch stattfinden. Es 

                                                
 

1  Für weitere Informationen zu den einzelnen Ländern siehe die entsprechenden Länderbeiträge. 

https://ec.europa.eu/info/publications/eu-mutual-learning-programme-gender-equality-gender-equality-mental-health-and-gender-mainstreaming-health-policies-online-seminar-18-19-november-2021_en
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wäre daher vielleicht wirksamer, die Opfer von Kindesmisshandlung zu identifizieren 

und zu unterstützen, da es sich bei übermäßiger bzw. bis zur Sucht führender 

Nutzung digitaler Medien möglicherweise nicht um die Problemursache, sondern ein 

Symptom handelt. 

Die Situation in Estland weist Gemeinsamkeiten sowohl mit Schweden als auch 

Tschechien auf. Der allgemeine Gesundheitszustand der estnischen Bevölkerung 

hat sich mittlerweile dem EU-Durchschnitt angenähert. Obwohl sein 

Gesundheitssystem auf eine ähnliche Tradition von Bevormundung und 

Zentralismus zurückblickt wie in Tschechien, besteht die größte Herausforderung für 

Estland derzeit darin, den Versorgungsgrad zu verbessern, da nach wie vor viele 

ungedeckte Bedürfnisse und Ungleichheiten im Gesundheitsbereich existieren. Es 

ist von entscheidender Bedeutung, dass geschlechtsspezifische Aspekte und die 

Bedürfnisse gefährdeter Gruppen berücksichtigt werden. In Estland gibt es ähnliche 

Einrichtungen und Programme wie in Schweden, z. B. den Medienrat und den 

Aktionsplan für die Jugend, die Aktivitäten finden jedoch auf kleinerem Maßstab 

statt. Estland verfügt auch über nach Geschlecht aufgeschlüsselte Daten zur 

psychischen Gesundheit, aber geschlechterdifferenzierte Maßnahmen fehlen 

weiterhin. Es wird wichtig sein, Erfahrungen über evidenzbasierte Aktivitäten zu 

sammeln, deren Umsetzung positive Veränderungen bewirkt. Ein EU-

Finanzierungsinstrument zur Förderung von Zusammenarbeit und zur Verbesserung 

der Gesundheitspolitik wäre für die Mitgliedstaaten hilfreich. 

In Griechenland gibt es keine nach Geschlecht aufgeschlüsselten Daten zur 

Nutzung digitaler Medien, und das Land rangiert auf der EU-Skala für digitale 

Technologien und Kompetenzen am unteren Ende. 2019 wurde eine 

bahnbrechende Gesetzgebung zum Gender Mainstreaming in der öffentlichen 

Politik eingeführt, die auch auf Fragen der psychischen und physischen Gesundheit 

eingeht. Zu den weiteren Politikmaßnahmen zählt der Nationale Aktionsplan für die 

Geschlechtergleichstellung (2021-2025), der einen nachdrücklichen Fokus auf 

geschlechtsbezogene Gewalt – auch gegenüber weiblichen Geflüchteten und 

Migrantinnen – richtet. Die Regierung hat Studien zu geschlechtsspezifischen 

Aspekten in Bezug auf Gesundheit und die Inanspruchnahme von 

Gesundheitsdiensten durchgeführt. Ein besonderes Augenmerk galt dabei den 

Auswirkungen der mit den Sparmaßnahmen einhergehenden Krise auf Frauen und 

andere gefährdete Gruppen. In Bezug auf die Nutzung des Internets und der 

sozialen Medien muss sichergestellt werden, dass die Handlungsfähigkeit und das 

kritische Bewusstsein junger Menschen nicht untergraben oder als problematisch 

gedeutet werden. Es gibt eine neue Initiative, die eine Berücksichtigung der 

umfassenden Sexualerziehung im Lehrplan in Erwägung zieht. In einem Pilotprojekt 

werden Pädagog*innen der Grund- und Sekundarstufe entsprechend geschult. Die 

schwedische Initiative der „umfassenden Sexualerziehung“ (CSE) ist ein 

vorbildliches Beispiel allen voran für Länder, in denen einschlägige Lehrpläne fehlen 

oder noch im Aufbau sind. Sie ist hilfreich im Hinblick auf die Kompetenzförderung 

und die Ausarbeitung fundierter Konzepte für den Umgang mit sexualisierter 

digitaler Kommunikation. 
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In Finnland ist Gender Mainstreaming seit vielen Jahren Bestandteil sämtlicher 

Entscheidungsabläufe und die Regierung hat das Bestreben, anhaltende 

Ungleichheiten im Gesundheitsbereich aufgrund des Geschlechts, des 

sozioökonomischen Status und regionaler Disparitäten zu beseitigen. Eine 

umfassende Reform des öffentlichen Gesundheitswesens und der Sozialfürsorge ist 

im Gange. Ziel ist es, den Zugang zu Dienstleistungen und deren Qualität zu 

verbessern. Das Institut für Gesundheit und Wohlfahrt (THL) betreibt ein 

regelmäßiges Monitoring der Gesundheit und des Wohlbefindens von Schüler*innen 

und Studierenden. Im Zuge der Pandemie ist in beiden Gruppen eine dramatische 

Zunahme psychischer Probleme festzustellen – besonders betroffen sind Mädchen 

und junge Frauen. Ähnlich wie in Schweden verbringen Mädchen und junge Frauen 

mehr Zeit in sozialen Medien und leiden eher unter exzessiver Internetnutzung, 

während Jungen und junge Männer mehr Zeit mit Spielen zubringen. Der Konsum 

von Online-Pornografie ist verhältnismäßig gering. Das staatliche audiovisuelle 

Institut und die Kinder-Ombudsstelle sind mit Kinderschutzagenden betraut. Das 

dem THL unterstellte Zentrum für Aufklärung zur Geschlechtergleichstellung 

verbreitet Informationen über die Gleichstellung der Geschlechter sowie die 

Gesundheit und das Wohlergehen der Bevölkerung, darunter auch geschlechtlicher 

Minderheiten und im Ausland Geborener. Es bedarf einer weiteren Erforschung von 

Themen wie der psychischen Gesundheit von LGBTIQ+-Jugendlichen und der 

Auswirkungen der digitalen Medien. Anstatt jedoch zu versuchen, die negativen 

Auswirkungen der digitalen Medien in den Griff zu bekommen, ist es möglicherweise 

hilfreicher, gefährdete Gruppen zu identifizieren und zu begleiten. Aufgrund der 

gestiegenen Nachfrage nach psychosozialen Dienstleistungen wurde kürzlich ein 

Online-Service für Studierende ins Leben gerufen. 

In Ungarn gibt es auf staatlicher Seite keine Gender-Mainstreaming-Politik, und es 

sind kaum nach Geschlecht aufgeschlüsselte Daten verfügbar. Stattdessen hat die 

Regierung eine Agenda des „Familien-Mainstreaming“ verabschiedet, wo das 

Bevölkerungswachstum und die Stärkung der Rolle der Frau innerhalb der 

Familienstrukturen die Prioritäten bilden. Die Gesundheitsstrategie der Regierung 

für den Zeitraum 2021-2027 ist recht allgemein gefasst, und vom Nationalen 

Programm für psychische Gesundheit ist lediglich eine Kurzfassung ohne 

spezifische Indikatoren öffentlich zugänglich. Ungarn hat an mehreren Studien über 

die Nutzung digitaler und sozialer Medien durch junge Menschen und über den 

Zusammenhang zwischen der psychischen Gesundheit von Lernenden und der 

Bildschirmzeit mitgewirkt. Eine Studie gelangte zu dem Schluss, dass eine 

besorgniserregend intensive Nutzung der sozialen Medien bei Mädchen geringfügig 

häufiger vorkommt. Einige NROen und zivilgesellschaftliche Organisationen führen 

Programme zur psychischen Gesundheit von Jugendlichen durch. Die bewährten 

Verfahren in Schweden und Tschechien könnten in Ungarn nachgeahmt werden 

und würden sich als überaus wertvoll erweisen. Eine wirksame Umsetzung würde 

jedoch primär voraussetzen, dass die Politikverantwortlichen Frauen unabhängig 

und nicht nur im Kontext der Familie betrachten. Ein weiterer wichtiger Punkt ist, die 

Strategiedokumente der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, um die Beteiligung 
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der Betroffenen am Monitoring zu begünstigen. Eine Datenerhebung auf EU-Ebene 

zur psychischen Gesundheit von Kindern und Jugendlichen wäre ebenfalls sinnvoll. 

In Irland besteht heute eine Mischung aus öffentlich finanzierten 

Gesundheitsdiensten und einem umfangreichen Privatsektor. Gegenwärtig findet 

eine umfassende Reform des Gesundheitssystems statt, mit der eine universelle 

Gesundheitsversorgung gewährleistet werden soll. Der 2020 verabschiedete neue 

Politikrahmen für psychische Gesundheit soll die geschlechterdifferenzierte 

Dienstleistungsgestaltung sicherstellen. Eine Reihe früherer und aktueller Initiativen, 

darunter eine vom Gesundheitsministerium eingerichtete Taskforce für 

Frauengesundheit soll dabei als Grundlage dienen. Irland schneidet beim 

psychischen Wohlergehen von Kindern schlecht ab, und wie in anderen 

Mitgliedstaaten sind junge Frauen häufiger von Depressionen betroffen als junge 

Männer. Die National Youth Mental Health Taskforce setzt sich dafür ein, die 

schulische und kommunale Unterstützung und den Zugang zu psychosozialen 

Diensten zu verbessern. Außerdem bietet sie Online-Unterstützung mit 

Informationsmaterial und einem telefonischen Beratungsdienst. Es bestehen 

Übereinstimmungen mit dem Reformprozess in Tschechien, insbesondere was die 

Politikgestaltung mit Nutzer*innen-Fokus und die Schwerpunktsetzung auf die 

gemeindenahe psychische Gesundheitsfürsorge anbelangt. Wie Schweden hat 

auch Irland Erhebungen zur psychischen Gesundheit von Jugendlichen 

durchgeführt. Weitere Gesetzesmaßnahmen zielen darauf ab, die Sicherheit von 

Kindern im Internet zu verbessern, die Selbstregulierung sozialer Medien zu 

beenden und eine Stelle für Online-Sicherheit sowie einen 

Beschwerdemechanismus für Einzelpersonen einzurichten. Nicht zuletzt ist eine 

Reform der pädagogischen Vorgaben für die Sexualerziehung in Gang. 

In Malta ist Gender Mainstreaming noch nicht sehr gut etabliert. Es gibt ein starkes, 

von der öffentlichen Hand finanziertes Gesundheitswesen, die psychische 

Gesundheitsfürsorge findet jedoch bis heute primär in psychiatrischen Kliniken statt. 

Die Nationale Strategie für psychische Gesundheit von 2019 ist aus einem 

umfassenden Begutachtungsverfahren hervorgegangen und zielt darauf ab, die 

gemeindenahe Versorgung zu verbessern, allerdings stehen keine ausreichenden 

Mittel zur Verfügung. Das Beispiel Tschechiens, bei dem Patient*innen-

Vertreter*innen und Pflegefachkräfte in die Umsetzung der nationalen 

Gesundheitsstrategie eingebunden waren, könnte in Malta sinnvollerweise als 

Vorlage dienen. Es gibt nicht viele Studien über das psychische Wohlbefinden 

junger Menschen. Die geschlechtsspezifische Nutzung von Internet und sozialen 

Medien ähnelt vermutlich dem Befund in Schweden. Malta weist eine der höchsten 

Prävalenzraten auf, was die problematische Nutzung sozialer Medien durch 

Jugendliche betrifft. Die Exposition gegenüber sexuellen Inhalten und Pornografie 

ist hoch. Nach schwedischem Muster spielt die Nationale Jugendagentur eine 

wichtige Rolle bei der Erforschung und Beobachtung von Freizeitaktivitäten. Eine 

künftige Zusammenarbeit mit einer Einrichtung für psychische Gesundheit wäre 

wertvoll. Die schulische Sexualerziehung ist sehr begrenzt, wenngleich der 

Schwerpunkt auf dem Beziehungsaspekt liegt und der Unterricht Bestandteil des 
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Lehrplans für persönliche, soziale und berufliche Entwicklung ist. Es braucht weitere 

Studien, um Dienste mit einer klar geschlechtsspezifischen Perspektive anzulegen, 

sowie Gender-Mainstreaming-Schulungen für Politikverantwortliche. 

In den Niederlanden besitzen Regierung und Angehörige der Gesundheitsberufe ein 

starkes Bewusstsein für die Bedeutung eines geschlechterdifferenzierten 

Gesundheitswesens. Das gilt auch für die psychische Gesundheit. Politische 

Weichenstellungen auf dem Gebiet der psychischen Gesundheit erfolgen nach dem 

„Poldermodell“, d. h. im Absprache mit einem breiten Spektrum von Akteur*innen. 

Angesichts der Gefahr, dass geschlechtsspezifische Fragen in diesem Procedere in 

den Hintergrund geraten, wurde 2019 das „Bündnis für Gender und psychische 

Gesundheit“ ins Leben gerufen. Es vereint Klient*innen-Verbände, 

Frauenrechtsorganisationen und Gesundheitsfachkräfte und betreibt Lobby- und 

Sensibilisierungsarbeit. Im Vergleich zu Tschechien liegt der Schwerpunkt eher auf 

Bottom-up-Initiativen mit aktiver Beteiligung der Zivilgesellschaft. Im Hinblick auf die 

Auswirkungen der Nutzung digitaler Medien auf die psychische Gesundheit junger 

Menschen ähnelt die niederländische Politik dem schwedischen Ansatz. Allerdings 

liegt mehr Gewicht auf Mobbing, „Blaming“ und „Shaming“ – Phänomene, die in den 

letzten Jahren zu einer dramatischen Häufung traumatischer Erlebnisse geführt 

haben. Es gibt Online-Angebote für junge Menschen zur Behandlung von 

Depressionen, beispielsweise „Grip on your Dip“. Mit solchen Instrumenten soll das 

Stigma der Inanspruchnahme einer psychiatrischen Einrichtung umgangen werden. 

Ein Schlüssel zum Erfolg ist die Einbeziehung aller Beteiligten – insbesondere der 

Nutzer*innen psychosozialer Dienste – in die Konzeption maßgeschneiderter 

Maßnahmen und Lösungen. 

Rumäniens nationale Gesundheitsstrategie beinhaltet weder Gender Mainstreaming 

noch eine intersektionale Dimension. Psychosoziale Gesundheitsdienste sind bis 

heute nach zentralistischem, obrigkeitsorientiertem Muster ausgerichtet, und 

psychische Erkrankungen sind mit enormem Stigma behaftet. Abgesehen von den 

länderübergreifenden Erhebungen durch EU Kids Online gibt es keine 

systematische Datenerfassung zur Nutzung des Internets und sozialer Medien 

durch Kinder und Jugendliche. Ähnlich wie in Schweden kommen die durch digitale 

Erfahrungen am meisten gefährdeten jungen Menschen aus einem familiären und 

schulischen Umfeld, das ihnen wenig Rückhalt bietet. Mit einem Notprogramm zur 

Kinderhilfe werden die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die psychische 

Gesundheit angegangen. Ziel ist es dabei auch, die Interventionsmechanismen in 

Fällen von Gewalt gegen Kinder zu stärken. Initiativen für eine lehrplanbasierte 

ganzheitliche Sexualerziehung wurden von konservativen und religiösen Gruppen 

vereitelt. LGBTIQ+-Personen sind erheblicher Diskriminierung ausgesetzt. Die 

tschechische Strategie zum Ausbau der gemeindenahen Versorgung und zur 

Einbeziehung von Klient*innen und Angehörigen in die Politik im Bereich der 

psychischen Gesundheit besitzt auch für den rumänischen Kontext Relevanz. Ein 

Beirat unter Beteiligung verschiedenster Interessengruppen wäre ebenfalls ein 

gutes Modell. Die bewährten Verfahren Schwedens sind eine weitere mögliche 
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Grundlage, um den negativen Auswirkungen übermäßiger Nutzung digitaler und 

sozialer Medien auf geschlechtersensible Weise beizukommen. 

In der Slowakei bildet die Psychiatriereform einen der Kernpunkte des von der EU 

finanzierten Konjunkturprogramms. Es ist vorgesehen, in den Gemeinden 

psychosoziale Betreuungseinrichtungen zu schaffen und die Ausbildung 

einschlägiger Fachkräfte zu verbessern. Die Vorschläge lassen indes eine 

geschlechtsspezifische oder intersektionale Dimension vermissen. Bewährte 

Verfahren gehen hauptsächlich von zivilgesellschaftlichen Initiativen aus, etwa 

Beratungsstellen und Initiativen zur Entstigmatisierung psychischer Leiden. Das 

Nationale Koordinationszentrum für den Schutz von Kindern vor Gewalt verfügt über 

einen Aktionsplan zum Schutz von Kindern im digitalen Umfeld. Cybermobbing ist 

seit kurzem Straftatbestand. Eine nach Geschlecht aufgeschlüsselte Cybermobbing-

Studie unter Jugendlichen belegt, dass Mädchen stärker betroffen sind als Jungen. 

Aufgrund des anhaltenden Einflusses konservativer Kreise gibt es keine 

ganzheitliche Sexualerziehung an Schulen. Es wird empfohlen, den kürzlich 

eingerichteten Regierungsrat für psychische Gesundheit um NROen und 

Klient*innen-Vertretungen zu erweitern. Zudem gilt es, das Konjunkturprogramm 

und die vorgeschlagenen Ausbildungsprogramme mit einer Gender-Perspektive 

auszustatten. Untersuchungen zu den Auswirkungen der digitalen Nutzung durch 

junge Menschen wären wertvoll. Nicht zuletzt sollte die Einrichtung eines Rates für 

digitale und soziale Medien in Erwägung gezogen werden. 

5.  Zentrale Diskussionspunkte des Seminars 

In jeweils zwei Arbeitsgruppen fanden ergiebige und anregende Diskussionen statt. 

Im Anschluss an die schwedischen Vorträge wurden bewährte Verfahren in 

verschiedenen Ländern mit Bezug zur Nutzung digitaler Medien und zum 

psychischen Wohlergehen junger Menschen ausgetauscht. In zahlreichen 

Ländern findet eine regelmäßige Überwachung der Gesundheit von Schüler*innen 

oder der Online-Sicherheit junger Menschen statt. Berücksichtigt werden u. a. die 

übermäßige Nutzung und das Ausmaß von Spielen oder Mobbing. Ähnlich wie in 

Schweden ist auch in anderen Staaten eine markante Verschlechterung des 

psychischen Wohlbefindens junger Menschen infolge der COVID-19-Pandemie 

eingetreten. Das Phänomen des „Blaming, Shaming und Mobbing“ hat den 

Berichten zufolge massiv um sich gegriffen. Studien aus mehreren Ländern 

bestätigten, dass Mädchen im Geschlechtervergleich vermehrt unerwünschten 

sexuellen Online-Nachrichten ausgesetzt sind. Ein Augenmerk auf die am meisten 

gefährdeten Kinder ohne unterstützendes elterliches Umfeld scheint geboten. Auch 

sollten die unterschiedlichen Auswirkungen der Pubertät auf Jungen und Mädchen 

berücksichtigt werden, und dass Mädchen nicht nur bezüglich 

Menstruationsprodukten, sondern auch im Hinblick auf die psychische Gesundheit 

Unterstützung benötigen. Einige Länder berichteten dagegen, dass es derzeit nur 

sehr wenige oder gar keine Forschungsarbeiten oder staatlichen Programme zur 

psychischen Gesundheit sowie zur digitalen Nutzung durch junge Menschen gibt – 
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abgesehen von vereinzelten Initiativen, die auf das Konto einiger weniger, hoch 

engagierter NROen gehen. 

Teilweise wurde in Staaten eine nachdrückliche Involvierung Jugendlicher bei 

Themen die sie betreffend vorangetrieben. Sie können dort sowohl direkte als auch 

Online-Beratung durch Fachleute und Gleichaltrige bekommen. Eine Online-

Plattform für die psychische Gesundheit junger Menschen mit Informationsmaterial 

und Beiträgen von Interessengruppen sorgte für ein niederschwelliges Hilfsangebot, 

das auch proaktiv genutzt wurde. Kampagnen über einvernehmlichen Sex und 

Workshops mit Schüler*innen und Pädagog*innen waren ein weiteres nützliches 

Instrument, um sicherzustellen, dass junge Menschen weniger sexuellen Risiken 

ausgesetzt sind, ob online oder offline. Derartige Programme wurden positiv 

bewertet. 

Die Teilnehmenden waren daran interessiert, mehr über den schwedischen CSE-

Lehrplan zu erfahren und ob dessen Einführung auf Widerstand gestoßen war. 

Entlang dieser Frage zieht sich offenbar eine Trennlinie durch Europa. In einigen 

Ländern hatte die Einführung der ganzheitlichen Sexualerziehung (CSE) zu 

positiven Ergebnissen geführt, etwa zum Rückgang von Abtreibungen im 

Teenageralter. In anderen Staaten rief das Konzept unter konservativen politischen 

Kräften und religiösen Gruppen heftige Ablehnung hervor. Dem Lehrpersonal wird 

dort in dieser Frage kaum Handlungsfreiheit gewährt. Der WHO-Leitfaden zur 

Sexualaufklärung wurde als sehr umfassendes Hilfsmittel gewürdigt, das auch als 

Lobby- und Weiterbildungsinstrument fungieren kann. Im Hinblick auf die 

Meinungsbildung wurde auch der positive Beitrag staatlicher Informationsstellen zur 

Geschlechtergleichstellung erörtert.2 

Es wurde allgemein die Ansicht vertreten, dass eine systematischere 

Auseinandersetzung mit der Social-Media-Branche notwendig ist, auch in Bezug auf 

deren Geschäftsmodell, das extreme und schädliche Inhalte verstärkt, und auf die 

Frage der geschlechtsspezifischen Voreingenommenheit in Algorithmen. Zwar 

existieren Initiativen zum Verbot der nicht einvernehmlichen Weitergabe von Bildern 

und zur Regulierung sexistischer Hassrede, aber es wurde bemängelt, dass keine 

Diskussion darüber stattfindet, wie das Propagieren unerreichbarer 

Schönheitsstandards oder ungesunder Diäten, die potentiell zu Essstörungen 

führen, reguliert werden könnten. Eine weitere Feststellung lautete, dass die 

Selbstregulierung des Sektors der sozialen Medien vermutlich an ihre Grenzen 

gestoßen ist, insbesondere in Bezug auf sexistische Hassrede und Online-Gewalt 

gegen Frauen. Die EU arbeitet derzeit zwei einschlägige Legislativvorschläge aus. 

Der eine ist auf die Prävention und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 

                                                
 

2  Insbesondere wurde auf das Zentrum für Gleichstellungsaufklärung des Finnischen Instituts für 

Gesundheit und Wohlfahrt verwiesen. Weitere Informationen auf Englisch unter: 

https://thl.fi/en/web/gender-equality 

 

https://www.who.int/reproductivehealth/publications/adolescence/comprehensive-sexuality-education/en/
https://www.who.int/reproductivehealth/publications/adolescence/comprehensive-sexuality-education/en/
https://thl.fi/en/web/gender-equality
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häuslicher Gewalt, sowohl online als auch offline, abgestellt. Eine gesonderte, von 

der Kommission im Dezember 2021 vorgestellte Initiative soll die Liste der „EU-

Verbrechen“ auf Hassrede und Hassverbrechen ausweiten. Diese Initiative ist Teil 

eines umfassenderen EU-Maßnahmenpakets zur Bekämpfung illegaler Hassrede, 

gewalttätiger extremistischer Ideologien und von Terrorismus im Internet. Darin 

enthalten sind u. a. der EU-Verhaltenskodex zur Bekämpfung illegaler Hassrede im 

Internet, das vorgeschlagene Gesetz über digitale Dienste, die Verordnung zur 

Bekämpfung terroristischer Inhalte im Internet und das EU-Internetforum. 

In Bezug auf das Gender Mainstreaming von Programmen zur psychischen 

Gesundheit unterstrichen die Teilnehmenden die Bedeutung eines intersektionalen 

Ansatzes, der die besonderen Bedürfnisse von Mädchen und Frauen in ethnischen 

Gruppen, unter Geflüchteten und Zugewanderten, aber auch in der LGBTIQ+-

Gemeinschaft und von Frauen mit Behinderung berücksichtigt. Einige Länder 

zeichnen sich durch eine solide Gesetzesgrundlage und Praxis im Hinblick auf 

Gender Mainstreaming aus. Es sind positive Entwicklungen hinsichtlich der 

Einbeziehung einer Geschlechterperspektive in die psychosoziale Versorgung mit 

einem Multi-Stakeholder-Ansatz festzustellen. Außerdem gibt es Initiativen zur 

Einführung der gleichstellungsorientierten Haushaltsplanung (gender budgeting). 

Bedauert wurde, dass wertvolle Forschungsergebnisse teilweise keinen 

Niederschlag in der Ausarbeitung neuer Strategien finden. Es wurde die Komplexität 

von Gender Mainstreaming betont, und dass sich Fortschritte nur langsam 

einstellen. Insofern ist es sinnvoll, termingebundene Strategien zu erarbeiten und 

die Fortschritte regelmäßig zu bewerten. 

In manchen Staaten werden Schulungsprogramme für Beamt*innen abgehalten, um 

deren Verständnis für Gender Mainstreaming zu verbessern. Einige Länder wiesen 

darauf hin, dass die jüngsten Reformen zur Einbindung der psychischen Gesundheit 

in die gemeindenahe Versorgung zwar grundsätzlich zu begrüßen seien, in der 

Praxis jedoch zu Mittelkürzungen geführt hätten, was sich wiederum negativ auf den 

Zugang von Frauen zur psychischen Gesundheitsfürsorge ausgewirkt habe. In 

anderen Ländern gibt es zwar Gender Mainstreaming Gesetze, doch werden sie 

vom Gesundheitsministerium nicht systematisch angewandt. Mit Ausnahme 

Tschechiens ist in Mittel- und Osteuropa Gender Mainstreaming keine vorrangige 

Agenda, und es besteht ein Manko an geschlechtsspezifisch aufgeschlüsselten 

Daten. Konservative politische und religiöse Gruppen stellen das Konzept des 

Gender Mainstreaming in Frage und befürworten stattdessen eine 

„Folgenabschätzung für die Familie“. Diese Tendenz, eine „Gender-Ideologie“ ins 

Treffen zu führen, die die Werte der Familie untergraben würde, existiert in einer 

Reihe von Ländern. 

Die tschechische Schwerpunktsetzung auf die Notwendigkeit, den Status und die 

Arbeitsbedingungen von Hebammen und Geburtshelfer*innen zu verbessern, 

spiegelt ein weiteres Problemfeld, das zahlreiche Mitgliedstaaten betrifft. 

Hebammen/Entbindungspfleger würden in der gesamten EU schlecht bezahlt, die 

Ausstiegsrate aus dem Beruf sei hoch. In einigen Ländern gibt es aktuelle Initiativen 

zur Aufwertung ihres Status und zur Stärkung des Berufsstandes, etwa indem sie 
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zur Verschreibung bestimmter Arzneimittel berechtigt werden. Die Teilnehmenden 

erörterten ferner, wie wichtig Kurse in Gender-Sensibilisierung für psychosoziale 

Berufe sind. Sie können das Verständnis für mit Geschlechterstereotypen 

verbundene Risiken, die potentiell für Fehldiagnosen verantwortlich sind, fördern. In 

einigen Ländern lässt sich die ermutigende Beobachtung machen, dass junge 

Frauen heute eher bereit sind, über psychische Probleme offen zu sprechen und 

sich bei Bedarf krankschreiben zu lassen. Allerdings kommen viele berufstätige 

Frauen nicht in den Genuss solcher Ansprüche. Die Rolle religiöser Einrichtungen 

und Glaubensorganisationen bei der Versorgung mit psychosozialen 

Beratungsdienstleistungen, insbesondere für Frauen, und die 

geschlechtsspezifischen Aspekte dieser Hilfsangebote sind ein weiterer Bereich, der 

Gegenstand vertiefender Studien sein sollte. 

6.  Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Die Teilnehmenden vertraten die einhellige Auffassung, dass die Thematik des 

Seminars angesichts der beispiellosen Herausforderungen für das psychische 

Wohlergehen infolge der COVID-19-Pandemie, von der Frauen und junge 

Menschen besonders betroffen sind, höchste Relevanz besitzt. Die Vorträge und 

Diskussionen waren sehr nützlich, und die Strategien könnten aufgegriffen werden, 

um Maßnahmen zur Einbeziehung der Geschlechterperspektive in künftige 

Politikinitiativen und Reformen im Bereich der psychischen Gesundheit zu 

integrieren. Im Hinblick auf mögliche nächste Schritte wurden die folgenden 

Empfehlungen ausgesprochen: 

Nutzung digitaler Medien und psychisches Wohlbefinden junger Menschen 

 Regelmäßige Forschung in den Mitgliedstaaten und auf EU-Ebene über die 

digitale Nutzung durch junge Menschen unter geschlechtsspezifischen 

Gesichtspunkten, ergänzt durch spezifische Kampagnen zur Förderung des 

psychischen Wohlbefindens junger Menschen. 

 Fortgesetztes Eintreten für die Einführung der ganzheitlichen Sexualerziehung 

(CSE) an Schulen, damit Mädchen und Jungen geeignete Werkzeuge erhalten, 

um sich in der digitalen Welt auf geschlechtssensible Weise zurechtzufinden. 

 Gesetzesmaßnahmen zur Bekämpfung von Online-Missbrauch und für mehr 

Rechenschaftspflichten für den Sektor der sozialen Medien. 

 Anerkennung des grenzüberschreitenden Charakters von Online-Missbrauch, 

Ausarbeitung eines EU-weiten Ansatzes und Unterstützung der Mitgliedstaaten 

bei der Verbesserung der Online-Sicherheit. Eine begrüßenswerte Initiative ist in 

diesem Zusammenhang das vorgeschlagene EU-Netzwerk von Gender-

Expert*innen für die Prävention von geschlechtsspezifischer und häuslicher 

Gewalt, das sich auch mit Cyber-Gewalt und Cyber-Mobbing befassen soll. 
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Gender Mainstreaming von Programmen zur psychischen Gesundheit 

 Systematische Erhebung detaillierter, nach Geschlecht aufgeschlüsselter Daten 

sowohl auf EU-Ebene als auch in den Mitgliedstaaten, unter Berücksichtigung 

von Alter, Geschlecht, ethnischer Zugehörigkeit und sozioökonomischem Status, 

mit dem Ziel, eine intersektionale Bedarfsanalyse zur psychischen Gesundheit 

zu ermöglichen. 

 Schulungen für Angehörige der Gesundheitsberufe, in denen für die 

Gleichstellungsproblematik sensibilisiert wird, insbesondere für 

Hochschullehrer*innen und angehende Gesundheitsfachkräfte. 

 Regelmäßige Evaluierung von Strategien und Programminterventionen, um 

evidenzbasierte Ergebnisse zu verbreiten. 


